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. 102. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Herrenhaus. 
19. Plenarſitzung vom 1. März. 

Der Präſident Graf zu Stolberg-Wernigerode 
eröffnet die Sitzung um 11 ½ Uhr. 

Am Miniftertiiche: Juſtizminiſter Dr. Leonhardt 
und einige Regierungs-Kommiſſare. 

Nach einigen geſchäſtlichen Mittheilungen wird zur 
Erledigung der Tagesordnung geſchritten. 

Der erſte Gegenſtand iſt der mündliche Bericht 
der Juſtiz-Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betreffend 
die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung zum 
höheren Juſtizdienſte. Die Kommiſſion ſchlägt vor: 
1) 8. 6 dahin abzuändern, daß Referendarien eine Vor- 
bereitungszeit von 4 Jahren im praltiſchen Dienſt müſ⸗ 
ſen zurückgelegt haben, 2) $ 12 dahin zu fallen: 
„Dieſe Beſtimmungen treten den 1. Januar 1870 in 
Kraft. Denjenigen Juriſten, welche an jenem Tage 
auf Grund beſtandener Prüfungen bereits zum praltiſchen 
Juſtizvienſte zugelaſſen find, ſoll die zurückgelegte Zeit 
der Beſchäftigung in demſelben auf die vorgeſchriebene 
vierjährige Vorbereitungszeit angerechnet werden.“ Re- 
ferent Herr Bloemer empfiehlt dieſe Aenderungen, 

Graf Rittberg erklärt ſich nicht einverſtanden 
damit, daß die Vorlage dem jungen Studirenden der 
Jurisprudenz geſtattet, 3 Semeſter auf einer deutſchen, 
nichtpreußiſchen Univerſität zu ſtudiren, er lerne, meint 
Graf Rittberg, dadurch zu wenig die preußiſchen Zu⸗ 
ſtände kennen. 

v. Schlieckmann empfiehlt die Kommiſſions⸗ 
vorlage und ſtellt die vorgeſchlagenen Aenderungen als 
nothwendig dar. 

(Handelsminiſter Graf Itzenplitz it in das Haus 
getreten.) 

Gaf zur Lippe wendet ſich gegen die Beſchlüſſe 
des Abgeordnetenhauſes betreffs des Wepenſationsrechtes 
und empfiehlt bei Geſetzen dieſer Art das Hauptaugen- 
merk auf die Ausbildung der Advokatur zu richten, weil 
er der Anſicht iſt, daß ein guter Rechtsanwalt dem 
Lande wohlthätiger ſei, als ein guter Richter. 

Prof Dernburg: Das Diepenſationsrecht iſt 
ein ſehr untergeordneter Punkt, wichtiger iſt die Be⸗ 

„daß die Juriſten auf fremden Univerſitäten 
ſtudiren dürfen. Es kann danach Jemand feine Stu- 
dien in Rom, in Zürich und Paris abſolviren, jo daß 
er romaniſirt, republikaniſirt und demoraliſirt zurück- 
kommt. 
Schwächen, die dem Einzelnen anhaften können, dem 
ganzen Stande vorgeworfen. Er hat in ungerechter 
Weiſe — und Andere haben ihm dabei ſekundirt — 
ein Splittergericht gehalten, aber kein Todtengericht. 
M. H.! Das Abgeordnetenhaus wird uns nicht die 
dreijährige Vorbereitungszeit aufdringen können. 

Reg.-Komm. Geh. Ober⸗Juſtizrath Friedberg: 
Die Staatereglerung legt auf das Zuſtandekommen die⸗ 
ſes Geſetzes großes Gewicht und hätte es gern geſehen, 
wenn die Aenderungen nicht vorgenommen worden wären. 
Man hat nun die Erfahrung gemacht, daß 3 Jahre 
Vorbereitungszeit auf der Univerfität viel zu wenig ſei. 
Ebenſo hätte es die Regierung vorgezogen, wenn der 
Ausdruck „preußische Univerſität“ nicht verändert worden 
wäre. Allein die Gerichteordnung ſpricht ebenfalls nur 
von dem Beſuche von Univerſitäten ſchlechtweg für Den- 
jenigen, welcher ſich zum Auskultatorexamen meldet. 

v. Bernuth erörtert die Vorzüge der Kommij- 
ſionsvorlage. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Die Aenderun- 
gen des Abgeordnetenhauſes in §. 1 mißfallen mir beide. 
Was die Dis penſationsbefugniß betrifft, jo iſt fie ent⸗ 
weder unnöthig, oder fie muß dem Juſtizminiſter unbe⸗ 
ſchränlt überlaſſen werden. Abſolut unannehmbar wird 
aber das Geſetz durch die Beſtimmung der dreijährigen 
Vorbereitungszeit. Ich habe im Abgeordnetenhauſe leinen 
einzigen ſachlichen Grund dafür gehört, ſondern man 
betrachtete immer das eine Jahr im Verwaltungsdienſte 
als Vorbereitung für den Verwaltungsdienſt und zog 
es von der vierjährigen Vorbereitungszeit ab. Ich er⸗ 

kläre mich entſchieden gegen dieſe Beſtimmung. 

Bei $. 6, deſſen veränderte Form wir oben mit- 
getheilt haben, bittet v. Kleiſt-Retzow, die Aus- 
führungen und Anſichten des Referenten nicht für die 
er Kommiſſion zu halten. Dem ſchließt ſich Graf 
v. Rittberg an. §. 6 wild allſeitig angenommen. 
Ferner werden alle folgenden Paragraphen nach dem 
Vorſchlage der Kommiſſion und ſomit das ganze Geſetz 
genehmigt. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
Bericht der Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betr. 
das Judenweſen in Poſen. Der ganze Geſetzentwurf 
wird ohne Diskuſſion angenommen. 

Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
mündliche Bericht der Finanzkommiſſion über die Peti- 
tion des Kaufmanns Metta, dahin gehend, die Beſeiti⸗ 
gung der Mahlſteuer für S tärle-Fabrikate bei ihrem 

ugange in mahlſteuerpflichtige Städte zu bewirken. 

ie Kommiſſton beantragt, die Petition der Königlichen 
taatsregierung zu Erwägung zu überweiſen. Dieſer 


4 f 
Druck der Graßmanu'ſchen Buchdruckerei. 
Juſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 
Annahme: Kirchplatz 3 und 5 


Der Abg. Lasker hat im Abgeordnetenhauſe⸗ 


An 


# 


eg 


e 
4 


Zeitung. 


Abendblatt. Dienſtag, den 2. März 


Antrag, dem ſich der Referent Herr von Waldaw⸗ 
Steinhöfel anſchließt, wird angenommen. 

Der vierte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
mündliche Bericht der Juſtizlommiſſion über den Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend das Civilprozeßverfahren im Gel- 
tungebereihe der Verordnung vom 24. Jun 1867. 
Der Referent Graf Rittberg empfiehlt den Antrag der 
Kommiſſion, den Geſetzentwurf in unveränderter Weise 
anzunehmen. A 

(Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
v. Selchow iſt in's Haus getreten. 4 

Der Geſetz-Entwurf wird ohne Diskuſſion ange⸗ 
nommen. - 4 

Der fünfte Gegenftand der Tagesordnung iſt der 
mündliche Bericht der Budget -Kommiſſion über den 
Geſetzentwurf, betreffend die Ordnung der Rechtsverhält⸗ 
niſſe der mittelbar gewordenen deutſchen Reichs i n 
und Grafen. Referent Herr v. Rabe ſchließt ſich dem 
Antrage der Kommiſſion an, den Geſetzentwurf in un⸗ 
veränderter Form anzunehmen. 1 

Graf zur Lippe wendet ſich gegen die Vorlage. 
Demgegenüber erklärt der eee 
Finanzrath Wollny, daß die Regierung auf das Zu⸗ 
ſtandekommen einen großen Werth lege, weil dadurch 
eine langjährige Differenz zwiſchen den beiden Häuſern 
geſchlichtet werde. 5 1 

Bei der Abſtimmung werden die einzelnen Para- 
graphen und ſodann das Geſetz angenommen. 

Der letzte Gegenſtand der Tages-Ordnung iſt der 
mündliche Bericht der Kommiſſion über den Geſeßzent⸗ 
wurf, wegen Ausdehnung der Verordnung vom 28. 
September 1867, betreffend die Ablöſungen von Real- 
laſten, welche dem Domänen-Fiskus in Hannover zu⸗ 
ſtehen. Zu dieſem Antrage find 2 Amendements ein⸗ 
gegangen, deren eines von Hrn. v. Kleiſt⸗Retzow, einen 
neuen §. 17 dem Geſetze einfügt. Das andere, von 
Graf v. Borries betrifft eine Aenderung der §§. 2 
und 9. Bei der Generaldiskuſſion bittet Berichterſtatter 
Herr Wilkens den Kommiſſionsantrag anzunehmen, 
den Geſetzentwurf abzulehnen, oder, im Fall der An⸗ 
nahme, den §. 2 in der vorgeſchlagenen Weiſe zu er⸗ 
weitern. Graf Borries zieht ſein Amendement zu 
Gunſten des von Kleiſt-Reſtow geſtellten zurück. Graf 
Münſter tritt den ziemlich langen Auseinanderſetzungen 
des Grafen v. Borries entgegen und wünſcht die An⸗ 
nahme der Regierungsvorlage. x 

Herr Raſch erklärt ſich ebenfalls den Erörterun⸗ 
gen des Grafen Borries gegenüber für die Regierungs⸗ 
Vorlage. 

Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
v. Selchow tritt dieſen Ausführungen bei und hebt 
hervor, daß, nach §. 15 es jedem Stande, der ab⸗ 
weichender Meinung ei, freiſtehe, dies Sr. Maj. dem 
Könige vortragen zu können. Der Provinz Hannover 
müſſe man das gewähren, was in den übrigen Lan⸗ 
destheilen eingeführt iſt. Warum ſollten dort andere 
Geſetze beſtehen?“ Eine ſolche Rechtsverſchiedenheit kön 
nen Sie nicht begründen. Ich bitte Sie unter Ableh- 
nung des Amendements die Regierungsvorlage anzu- 
nehmen!“ 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. Graf 
zur Lippe empfiehlt ebenfalls die unveränderte Annahme 
des Geſetzentwurfes. Darauf wird der Schlußantrag 
angenommen. Zu der Spezialdiskuſſion bei §. 1 wen⸗ 
det ſich Herr v. Kröcher gegen die Negierungsvorlage 
und meint, daß man in den neuen Provinzen in dieſer 
Hinſicht ein anderes Recht müſſe gelten laſſen, denn 
wenn den älteren Provinzen ein Unrecht geſchehen ſei, 
möge man es nicht den neuen zufügen. v. Kneſebeck 
erklärt, auf demſelben Standpunkte zu ſtehen. 

Bei der Spezial⸗Diskuſſion wird der Zuſaß der 
Kommiſſion zu $. 2 vom Referenten Herrn Wilkens 
zurückgezogen. Die 88. 1— 17 werden genehmigt. Hr. 
v. Kleiſt-Retzow befürwortet ſein Amendement, nach 
§. 17 einen neuen Paragraphen einzuſchalten, der ſich 
auf die Abtragung der Reallaſten bezieht. Regierungs- 
Kommiſſar Geh. Oberfinanzrath Wollny erklärt ſich 
gegen dieſen Antrag. Bei der Abſtimmung wird das 
Amendement v. Kleiſt-Rezow abgelehnt, die übrigen 
Paragraphen aber und ſomit das ganze Geſetz ange⸗ 
nommen. Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Präſident theilt mit, daß im Laufe der Sitzung 
der Geſetzentwurf, betreffend die Auseinanderſetzung mit 
der Stadt Frankfurt vom Abgeordnetenhauſe berüber- 
gekommen iſt. 

Die nächſte Sitzung ift Dienſtag Vormittag 12 
Uhr. Auf der Tages-Ordnung ſtehen unter Andern: 
Der Geſetzentwurf, betreffend die Neubildung der Witt⸗ 
wen- und Waiſenkaſſen für Elementarlehrer und der 
Geſetzentwurf, betreffend die Anlage einer Eisenbahn 
von Finnentrop über Olpe nach Rothe Mühle im 
Biggethal. — Schluß der Sitzung um 5 Uhr. 


Abgeordnetenhaus. 
Sechszigſte Sitzung vom 1. März. 
Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 
10½ Uhr. 


b. 


Am Miniſtertiſche: v. d. Heydt, v. Selchow und 
viele Regierungs⸗Kommiſſare. 


Erſter Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869. 


bei einigen Paragraphen beſchloſſen hat. Berichterſtatter 
iſt der Abg. Francke. 


In der Generaldiskuſſion erklärt ſich der Abg. 


mündliche Bericht der Budget-Kommiſſion über den Ge- Tweſten gegen die vom Herrenhauſe zu den SS. 89 


ſetzentwurf, betreffend die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Staat und Stadt Frankfurt a. M. nebſt demſelben bei- 
gefügten Rezeſſe und Verzugs⸗Protokolle vom 26. Fe⸗ 
bruar d. J. 


Die Kommiſſion beantragt die Genehmigung des gierung. 
Geſetzes nebſt Rezeß ꝛc. mit einer im §. 5 des Geſetz- die Faſſung des Herrenhauſes einen Mißbrauch zulaſſe, 


entwurfes beſchloſſenen unerheblichen Aenderung. 
Berichterſtatter iſt der Abg. Schröder Gönigs- 
berg): Derſelbe weiſt zunächſt darauf hin, daß es erſt 


und 92 beſchloſſenen Aenderungen, die er als jebr 
„unangenehm“ bezeichnet. Es handelt ſich dabei um 
die Polizeiverwaltung und um das Beanſtandungsꝛecht 
der Beſchlüſſe der Kommunalbehörden durch die Re⸗ 
Der Redner ſpricht die Befürchtung aus, daß 


da das Abgeordnetenhaus bekanntlich beſchloſſen hatte, 
daß die Königliche Polizeiverwaltung ſich nur auf die 
Sicherheitspolizei erſtrecken ſollte. Aus der Faſſung des 


jetzt möglich ſei, zu einem Abſchluß mit der Stadt §. 92 könne ſehr leicht die Befugniß der Regierung 


Frankfurt zu gelangen. 


Die Kommiſſion habe es nicht hergeleitet werden, auch ohne Differenz zwiſchen den 


für ihre Aufgabe erachten, zie Gründe der Zögerung zu ſtädtiſchen Behörden Beſchlüſſe derſelben aufzuheben. 


unterſuchen. Die Staatsregierung ſei bei den Verhand- 


lungen von einer verſöhnlichen Geſinnung geleitet wor- der Beſchlüſſe des Herrenhauſes. 


Abg. Graf Schwerin befürwortet die Annahme 
Die Kommiſfion habe 


den und dieſe verſöhnliche Geſinnung habe in dem vor- dieſelbe auch nicht als Verbeſſerungen anerkennen können, 
liegenden Rezeſſe ihren Ausdruck gefunden. Die Bor- ſie betrachte die Faſſung des Abgeordnetenhauſes ſowohl 
lage der Staatsregierung und der Antrag der Kom- im Intereſſe der Kommunen wie des Staats für beſſer 
miſſion baſirten auf der ſichern politiſchen Auffaſſung, und fie habe ſich nur entſchloſſen, der Faſſung des 
daß es einen Staat und eine Stadt Frankfurt gegeben Herrenhauſes zuzuſtimmen, weil der Minifter des Innern 


habe und das Geſetz habe alle Requiſite eines frühern 
„Staats Franlfurt“ feſtgeſtellt. In Folge deſſen ſei 
es richtig, daß es auch ein „Staatsvermögen“ gegeben 
habe und wenn die Frankfurter Bürger dies in Abrede 
ſtellten, ſo ſei dies begreiflich, unbegreiflich aber ſei es, 
daß ein Staatsrechtslehrer dieſe verblendeten Anſichten 
einer Kommunal-Verſammlung mit dem Mantel der 
Wiſſenſchaft habe umhängen können. Guſtimmung.) 
Die Kommiſſion gehe mit der Staatsregierung von der 
Anſicht und Ueberzeugung aus, daß es einen mit Ver⸗ 
mögen ausgeſtatteten Staat Frankfurt gegeben habe und 
daß eine Auseinanderſetzung nothwendig ſei. Die 
Staatsregierung habe nach langen Verhandlungen über 
dieſe Auseinanderſetzung endlich den Weg der Geſetz⸗ 
gebung beſchritten. Schon bei Prüfung der erſten Ge⸗ 
ſetzesvorlage mußte die Kommiſſion ſich überzeugen, daß, 
wenn es auch unzweifelhaft einen Rechtsanſpruch des 
preußiſchen Staats auf einen Theil des Vermögens des 
Staats Frankfurt gebe, es doch unmöglich ſei, in Be⸗ 
ziehung auf einzelne Vermögensobjekte zwingende und 
klare Rechtsformen gerzuſtetlen. ii 
ſyndikat ſolche Rechtsformen aufgeftellt habe, ſo gebe 
ſchon die erſte Vorlage der Regierung den Beweis da⸗ 
für, daß es nicht möglich war, dieſe Rechtsformen 
durchzuführen. Liege die Sache jo, jo mußte die Kom⸗ 
miſſion ſich mit der Staatsregierung ſagen, daß eine 
vertragsmäßige Vereinbarung wünſchenswerth ſei. Der 
Referent erörtert demnächſt die einzelnen Beſtimmungen 
des Geſetzentwurfes und Rezeſſes (bereits bekannt) und 
ſchließt mit der Bemerkung, daß das autoriſirte Mit- 
glied der Frankfurter Deputation, der Oberbürgermeiſter, 
die Munifizenz Sr. Majeſtät des Königs mit dem ehr- 
furchtsvollſten Danke acceptirt habe. Das Abkommen 
würde in ſeiner Grundlage erſchüttert werden, wenn 
irgend welche Aenderung an der Vorlage vorgenommen 
werden ſollte. Sprechen wir die Genehmigung der 
Vorlage aus, jo werden wir ein wahres Friedens- und 
Verſöhnungswerk vollziehen. 

Es meldet ſich Niemand zum Wort. Eine Ge⸗ 
neral- oder Spezialdiskuſſion findet nicht ſtatt. (Bravo!) 

Der Finanzminiſter erklärt ſich mit der von der 
Kommiſſion beſchloſſenen Aenderung einverſtanden. 

Bei der Abſtimmung werden der Rezeß, das 
Schlußprotokoll und der Geſetzentwurf mit allen gegen 
ctwa 10 Stimmen genehmigt. Dagegen ſtimmen u. A. 
die Abbg. Ziegler, v. Mallinkrodt, Dr. J. Jacoby, 
Dr. Hammacher, Müller (Görlitz), Dr. Oetkter, Li- 
belt, Dr. Eberty, Harkort sc. 

Zweiter Gegenſtand der Tages⸗Ordnung: Bericht 
der Agrar⸗Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betref- 
fend die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der Grund⸗ 
ſtücke in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein. 

Die Kommiſſion empfiehlt die Annahme des Geſetz⸗ 
entwurfs mit geringen Aenderungen zu den SS. 1, 4 
und 5, mit denen der Miniſter v. Selchow ſich ein- 
verſtanden erklärt. > 

Es findet über dieſen Geſetzentwurf eine kurze 
Genkral-Diskuſſion ſtatt, in welcher der Abg. Reichen 
ſperger dagegen, Abg. Knapp dafür ſpricht. 

Der Geſetzentwurf wird demnächſt, nach den Kom⸗ 
miſſions-Vorſchlägen, mit einem Amendement der Abgg. 
Böhmer und Frech zu §. 1 angenommen, wonach 
die wirthſchaftliche Zujammenlegung der Grundſtücke er⸗ 
folgen ſoll, wenn dieſelbe von den Eigenthümern von 
mehr als der Hälfte der nach dem Grundſteuer-Kataſter 
berechneten Flache der dem Umtauſch unterliegenden 
Grundſtücke, welche gleichzeitig mehr als die Hälfte des 
Kataſtral-Reinertrages repräſentiren, beantragt wird. 

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung: Mündlicher 


Bericht der Gemeinde-Kommiſſion über den Geſetzentwurf, 


betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte 
und Flecken in der Provinz Schleswig-Helftein. 

Die Kommiſſion empfiehlt die Annahme des Geſetz⸗ 
entwurfes mit den Abänderungen, welche das Herrenhaus 


im Herrenhauſe die Annahme des ganzen Geſetzes von 
dieſen Aenderungen abhängig gemacht habe. Uebrigens 
ſei dieſe Faſſung noch beſſer, als die betreffende Beſtim⸗ 
mung in der Städte⸗Ordnung für die alten Provinzen. 

Der Regierungs-Kommiſſar Rübbeck erklärt mit 
Bezug auf §. 92, daß der Paragraph von der Regie⸗ 
rung dahin aufgefaßt werde, daß, nachdem die ſtädtiſchen 
Behörden geſtört ſeien und ſie bei dem beanſtandeten 
Beſchluſſe verbleiben, eine motivirte Entſcheidung darüber 
gegeben werden ſolle, ob die Beanſtandung aufrecht er⸗ 
halten bleibe, oder nicht. Die Regierung ſolle damit 
nicht das Recht haben, irgend einen andern pofitiven 
Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden aufzuheben. 

Abg. v. Hoverbeck: Er und ſeine Freunde hätten 
bereits bei der erſten Berathung wegen der darin ent- 
haltenen Beſchränkung des Wahlrechts gegen den Grjeb- 
entwurf geſtimmt, nach den Beſchlüſſen des Herrenhauses 
müßten ſie um ſo mehr dagegen ſtimmen. 

Bei der Abſtimmung wird der Geſetzentwurf mit 
den vom Herrenhauſe beſchloſſenen Aenderungen ange⸗ 


V 7 (Se tand d Tagesordnuu 


Bericht der meinde-Kommiſſton über den Geſthentwurf. 


betreffend die Abänderung der Ss. 6, 10 und 13 des 
Gemeindegeſetzes des vormaligen Herzogthums Naſſau 
vom 26. Juli 1854. 
miſſion — Berichterſtatter Abg. Solger — die Ge- 
nehmigung der vom Herrenhauſe beſchloſſenen Faſſung. 
Dieſelbe erfolgt. 

Fünfter Gegenſtand der Tagesordnung: Schluß⸗ 
berathung über den Geſetzentwurf, betreffend die Schließung 
der vormals herzoglich naſſauiſchen Unteroffizier-Wittiven- 
und Waiſenkaſſe, deren Verwaltung und die Verwendung 
ihres Vermögens. - 

Berichterſtatter iſt der Abg. Höhne, fein Antrag 
geht auf Annahme des Geſetzentwurfes. Ohne Dis⸗ 
kuſſion genehmigt das Haus den Antrag des Referenten. 

(Schluß folgt.) 


Deutſchland. 8 
Berlin, 1. März. Von derſelben Seite, 
welche früher die Nachricht von einem preußiſch-ruſſiſchen 
Bündniß zur Herbeiführung eines Konfliktes im Oriente 
erfunden hatte, wird jept gerade das Gegentheil behaup⸗ 
tet und die Situation der Act gezeichnet, daß ſich im 
gegebenen Falle wahrſcheinlich engere Beziehungen zwi⸗ 
ſchen Rußland und Frankreich herausbilden werden. Es 
beweiſt dies nicht nur, daß die Verbreiter jenes Gerüchts 
zu der Einſicht gekommen find, daß fie damit bei allen 
verftändigen Politikern keinen Glauben finden werden, 
ſondern es zeigt auch, daß die Nachricht nur erfunden 
worden iſt, um bei den übrigen europäiſchen Kabineten 
Mißtrauen gegen Preußen zu erregen. Das Stärkſte 
bei der jetzt eingetretenen neuen Wendung iſt indeß, daß 
das franzöſiſche Blatt „Patrie“ die neue Nachricht, wo⸗ 
nach an eine preußiſch-ruſſiſche Allianz nicht zu denken 
ſei, mit Freude begrüßt, und dabei den Urſprung des 
Gerüchts von dieſer Allianz auf Berlin zurückführt. 
Die Wahrheit iſt gerade das Gegentheil. Die Nach⸗ 
richt iſt von Paris und Wien aus verbreitet worden, 
dieſelbe aber gerade von Berlin aus als unwahr be⸗ 
zeichnet und als ein Mittel hingeſtellt worden, Miß⸗ 
trauen gegen Preußen zu erregen. — Der diesſeitige 
Geſandte in Florenz, Graf Uſedom, iſt zur Dispoſition 
geſtellt worden, man hört, daß Graf Bismarck mit der 
Haltung desſelben nicht einverſtanden geweſen iſt. — 
Von der Ernennung des Oberpräſidenten von Pommern, 
Herrn v. Münchhauſen, zum Oberpräſidenten der Provinz 
Preußen iſt jetzt auf ſeinen Wunſch Abſtand genommen 
worden; dagegen ſteht die Verſetzung eines andern 
Oberpräſidenten auf dieſen Poſten in Ausſicht. Die 
Nachricht, daß der Präſident des Herrenhauſes, Graf 
Eberhard zu Stolberg⸗Wernigerode, zum Oberpräſidenten 
der Provinz Schleſien deſignirt ſei, it nicht begründet. 


* 


Auch hier beantragt die Kom 
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— — 


Drähte an dieſe Geſtränge, ſobald dam Raum iſt, un. 


Das Oberpräſidium der Provinz Schleſien ift kenne ene Nachricht, für die neuen 
lich nicht erledigt und ſteht eine Erledigung desſelben in lage über Beſchaffung von Panzerſchiffen und Befeſti⸗ 
naher Zukunft auch nicht in Ausſicht. — Sehr poſſir⸗ gung der Haupthäfen des Landes vor. 

licher Art find die Sprünge, welche die liberale Preſſe Weimar, 28. Februar. Der Abbe Liszt 
oder wenigstens einige liberale Korreſpondenten induſtrlöſe⸗ hat fi auf einige Tage nach Leipzig begeben, von wo 
ſter Art in Betreff der Miniſterwechſel-Gerüchte machen. ihm das Direktorium des Konſervatoriums angetragen 
Wir haben dieſelben ſchon früher verfolgt und ins ge⸗ worden iſt. Der Masſtro ſcheint nicht abgeneigt, an 
eignete Licht geſtellt. Jetzt wird von dieſer Seite ge- die Spitze dieſer berühmten Muſilbildungsanſtalt zu tre⸗ 
meldet, daß der Oberpräſident v. Möller nach Kaſſel ten, doch behauptet man, er werde dies nur thun, 
zurückgekehrt ſei und von ſeiner Rückkehr nach Berlin ſobald das Leipziger Konſervatorium nach Weimar ver- 
nichts verlaute. Es iſt nicht recht klar, ob damit die legt werde und ſein Ausflug nach Leipzig gelte dr 
alte Fabel aufgegeben oder in verſchämter Form auf- Gewinnung der anderen Lehrer am Konſervatorlum für 
recht erhalten werden ſoll. Thatſache iſt indeſſen, daß dieſen Plan. Liszt gedent jedenfalls den Reſt ſeines 
Herr v. Möller Berlin verlaſſen hat, well ſeine Ge- Lebens in Weimar zuzubringen, er wird jedoch in 
ſchäfte, die Frankfurter Rezeß - Angelegenheit, die ihn dieſem Sommer noch einen längeren Aufenthalt in Rom 
hierher geführt hatte, vollendet ſind, und daß er erſt nehmen. Der Großherzogliche Hof begünſtigt die Idee 
dann hierher zurückkehren wird, wenn ihn ähnliche Ge- Liszt's, in Weimar ein Konſervatorium zu errichten, 
jchäfte wieder hierherrufen. Ebenſo abentheuerlich ſind auf das Angelegentlichſte. 

die Mittheilungen, welche dieſelben Korreſpondenten in Aus Thüringen, 25. Februar. Da der 
Betreff der Kreisordnung machen. Der Entwurf der Herzog Ernſt von Koburg⸗Gotha feinen ſehnlichſten 
neuen Kreisordnung ſoll hiernach nicht das Werk des Wunſch, wie er ſich kürzlich in ſeiner bekannten Rede 
Minifters Grafen Eulenburg, ſondern des Grafen Bis- bei der Feier ſeiner 25jährigen Regierung ausdrückte, 
marck ſein und Graf Eulenburg daher auch gegen die hinſichtlich der ſtaatlichen Vereinigung der beiden Herzog⸗ 
Berathung desſelben mit Vertrauensmännern geweſen thümer Koburg und Gotha auch jüngſt wieder an dem 
ſein. Die Angaben ſind natürlich gleichfalls erfunden. kleinlichen Partikularismus, vornehmlich der gothaiſchen 
Wie wir ſchon früher gemeldet haben, iſt der Entwurf Abgeordneken, ſcheitern ſah, jo geht jetzt das Gerücht, 
der Kreisordnung im Miniſterium des Innern ausge- er wünſche nach dem Beiſpiele Waldecks, die geſammte 
arbeitet und nur auf Grund der Berathungen im Verwaltung der Herzogthümer an Preußen abzutreten. 
Staateminifterium einigen Veränderungen unterzogen Sollen überhaupt dieſe kleinen thüringiſchen Staaten 
worden. Ebenſo iſt der Graf Eulenburg für die ver⸗ bei den erhöhten Geldanforderungen, welche der nord- 
traulichen Konferenzen über den Entwurf gleich von deutſche Bund für gemeinſame deutſche Zwecke an ſie 
Anfang an geweſen. — Es wird von einigen Seiten ſtellt, noch fernerhin fortbeſtehen, jo muß fteilich auch 
die Vorlage eines Unterrichtsgeſetzes in Ausſicht geftellt | ihre höhere Verwaltung ungleich mehr vereinfacht wer⸗ 
und die jüngſt erfolgte Publikation des Kultusminiſte- den, als dies bisher noch immer geſchah. So hat 
riums auf dieſem Felde als der Vorläufer desſehen B. das Herzogthum Gotha, mit 112,000 Einwoh- 
angeſehen. Dieſe Annahme iſt richtig; unrichtig indeſſen, nern, zwei Miniſter, vier Staatsräthe und mindeſtens 
daß im Kultusminiſterium mit allen Kräften gearbeitet | fieben bis acht Regierungsräthe, und das Herzogthum 
werde, um die Vorlage noch in dieſer Seſſton zu Koburg, mit 47,000 Einwohnern, ebenfalls über ein 
machen. Die Vorlage ſoll erſt in der nächſten Seſſion halbes Dutzend Vorſtände der Departements und Staats- 
eingebracht werden. Die Nachricht einiger Blätter, daß äthe allein in ſeiner höheren Verwaltung. Ebenſo iſt 
der König den Reichstag in Perſon eröffnen werde, iſt das kleine Herzogthum Meiningen überreichlih mit 
wahrſcheinlich, ebenſo iſt auch zu erwarten, daß der hohen Beamten aller Art geſegnet. Das entſchleden 
König den Landtag in Perſon ſchließen werde. — Um Richtigſte würde jedenfalls ſein, wenn alle dieſe kleinen 
denjenigen Orten, welche nach Mafigabe der für die thüringiſchen Fürſtenthümer, deren Gebiet ohnehin ſchon 
fernere Ausbildung des norddeutſchen Telegraphen-Netzes ſo durcheinander fließt, daß ein Fußgänger in einer 
anfgeſtellten Praxis erſt nach längerer Zeit mit Bundes ⸗ | Stunde oft ein halbes Dutzend verſchiedener Territorien 
Telegraphen⸗Stationen verſehen und an das beſtehende paſſirt, ihre Geſammtverwaltung gleicher Weiſe zu⸗ 
Telegraphen-Netz angeſchloſſen werden können, Gelegen- ſammen vereinigten, wie fie ſchon ſehr richtig und er⸗ 
heit zu bieten, ſich die Vortheile dieſes Verkehrsmittels freulich dies mit ihrer höheren Juſtiz begonnen haben. 
früher zu beſchaffen, ſoll es den betreffenden Kommunen Mancher preußiſche Landrathsbezirk zählt mehr Einwoh- 
geftattet werden, die zur Erreichung des genannten ner, wie ein kleines thüringiſches Fürſtenthum, und es 
Zweckes erforderlichen Telegraphen - Verbindungen und iſt ein Unding, in jetziger Zeit für ſolche winzige 
Stations-Anlagen für eigene Rechnung unter nachfolgen Zwergſtaaten noch beſondere Miniſterien mit ſo und jo 
den allgemeinen Bedingungen anzulegen und zu betreiben. viel verſchiedenen Departements haben zu wollen. 
Diejenigen Kommunen, welche eine Telegraphen-Anlage München, 28. Jebruar. Die Königliche 
behufs Anſchluß ihres Ortes herzuſtellen wünſchen, haben Leibgarde der Hartſchiere feiert das zweihundertjährige 
ſich zunächſt an die Telegraphen-⸗Direktion ihres Bezirks Jubiläum ihres Beſtehens. 

zu wenden. Die Telegraphen⸗Verwaltung beſtimmt die⸗ Anstand. 

jenige Bundes-Telegraphen- Station, mit welcher die neu Wien, 1. März. Die morgen früh erſchei⸗ 
anzulegende Kommunal⸗Telegraphen⸗Station in direkte nende „Preſſe“ ſtellt in Abrede, daß eine auf die Kon- 
Verbindung zu ſetzen iſt. Die Ausführung der Anſchluß⸗ ferenz bezügliche- türkiſche Spezialnote oder Cirku lardepeſche 
leitung ſowie der techniſchen Einrichtung in der Kom- von Konſtantinopel abgegangen ſei. Es jet eine ſolche 
munal-Telegraphen-Station hat genau nach den für die auch nicht aviſitt worden. — Die Gerüchte über Ver: 
Bundes⸗Telegraphen⸗Verwaltung geltenden Prinzipien zu handlungen wegen Errichtung eines Südbundes werden 
erfolgen. Die Unterhaltung der ganzen Anlage ſowie von der morgen erſcheinenden „Neuen freien Preſſe“ für 
die durch den Betrieb und der Verwaltung der Tele- durchaus grundlos erkärt. 

graphen- Station entſtehenden Koſten trägt die Kommune. — Die Wahlprügeleien nehmen in Ungarn koloſſale 
Der Telegraphen⸗Verwaltung ſteht das Recht zu, die] Dimenfionen an. Das neueſte telegraphiſche Schlacht. 
der Kommune gehörige Telegraphen-Anlage gegen Er- Bulletin aus dem Zempliner Komitate meldet, daß es 
ſtattung der Hälfte der Einrichtungskoſten zu übernehmen bel der geſtrigen Konſtription der Wähler in Kiraly⸗ 
und zwar in 5 Theilzahlungen innerhalb 5 Jahren. Helmes; 2 Todte und 40 Verwundete gab. 

Die durch die Unterhaltung und Verwaltung entitehen- Junsbruck, 26. Februar. Geſtern wurde 
den Kosten werden nicht vergütet. Die Kommune er- hier ein geheimes Konventifel von Abgeordneten fämmt⸗ 
hält, jo lange fie die Telegraphen-Statlon ſelbſt ver licher katholischer Vereine abgehalten. 
waltet, für jede bei ihr aufgegebene Depeſche ohne Rück- Rapp erklärte in der Magiſtrats-Sitzung, an der Durch- 
ſicht auf deren Wortzahl von den Gebühren einen An- führung der Schulaufſichts-Vrrordnung nicht mitwirlen 
theil von 5 Sgr. Der Reſt iſt an die Bundesver- zu wollen. 

waltung abzuführen. Die Kommunal-St tion und die Peſth, 1. März. Das Stadtgericht hat das 
dazu gehörigen Telegraphenlinien unterliegen der Kon- Geſuch des Erfürſten Karageorgevich, gegen Kaution 
trole der Bundes⸗Telegraphen⸗Verwaltung. Der Kom- auf freien Fuß geſtellt zu werden, abſchlägig beſchieden. 
mune wird für den Fall, daß die von ihr anzulegende Haag, I. Marz. Die zweite Kammer hat in 
Telegraphenlinte ſolche Strecken berührt, auf welchen fich | ihrer heutigen Sitzung den MRheinſchifffahrtsvertrag mit 
Bundes⸗Telegraphen⸗Geſtränge beſinden, geſtattet, ihre 51 gegen 4 Stimmen angenommen. 

Paris, 1. März. Der Zuſtand Dufaure's 
entgeltlich zu befeſtigen. hat ſich verſchlimmect. — „France“ eröffnet heute eine 
Berlin, 2. März Se. Majeſtät der König Subſtription zu einem Standbilde für Lamartine. 
brachte am Sonntag die Vormittageſtunden im Arbeits⸗ — In der heutigen Sitzung des geſetzgebenden 
zimmer zu, ertheilte Mittags Audienz und machte ſpäter Körpers machte der Präſident Schneider die Mitthei- 
eine Spazierfahrt. Das Diner fand im Schloſſe Mon- lung, daß Lamartine und der Senatspräſideut Troplong 
biſou ſtatt. Abends erſchien der Hof in der Oper. heute geſtorben ſeien. — Die Kommiſſion für die Fi- 
Geſtern Vormittags hatte der König mit dem Chef des nanzverwaltung der Stadt Paris erſtattete ihren ergän⸗ 
Generalſtabes der Armee, v. Mollke, welcher ſich vor zenden Bericht, wonach der Artikel 1 der Vorlage mo- 
ſeiner Abreiſe verabſchiedete, eine längere Beſprechung difizirt und die Stadt Paris ermächtigt werden ſoll, die 
und nahm hierauf die Militär-Monats-Rapporte und dem Credit foncier, entliehenen 465 Millionen durch 
die Vorträge des Civilkabinets und des Geh. Ober- eine öffentliche Anleihe zurückzuzahlen. — Die De⸗ 
Regierungsrathes Wehrmann entgegen. Um 1 Uhr batte über die Vorlage wird morgen wieder aufgenont- 

machten die hohen Hertſchaſten der Piinzeſſin Louiſe zum men werden. BUN: 

Geburtsfeſte im Schloſſe Monbijou einen Gratulation Florenz, 28. Februar. Dem Vernehmen nach 
beſuch. Die Familientafel zur Feier des Tages fand hat die Regierung, trotz des Abbruchs der Verhand- 
im Königlichen Palais ſtatt und Abends beehrten die lungen mit auswärtigen Häuſern, betreffend die Finanz⸗ 


hohen Herrſchaſten die Soirée des Oberſt⸗Käammerers Operation mit den Kirchengütern, den Gedanken nicht 


Grafen Redern mit einem Beſuch. aufgegeben, den Zwangscours abzuschaffen. Außer den 

— Der König empfing geſtern Nachmittags den durch allmäligen Verlauf der Kirchengüter zu erzielenden 
Landbau-Inſpektor bei der Miniſterial⸗Baulommiſſton, Erträgen ſind auch andere Mittel dafür bereit geſtellt, 
Neumann, welcher, wie wir hören, einen Bauplan mum durch welche die Regierung völlig in den Stand geſetzt 
neuen Münzgebäude vorlegte und erläuterte. werden dürſte, ihre Abſichten auszuführen. 

— Die griechische Regierung bereitet, nach einer Rom, 25. Februar. Ajani und Lai find 
den „Hamb. Nachr.“ aus Wien zugegangenen telegra- von der Sacra Conſulta zu lebenslänglicher Onlerren- 


— 


Kammern eine Vor- ſtrafe verurtheilt, die 


Bürgermeiſter f 


um einen rad herabgeſetzt, zwei den Angeklagten ſind 
freigeſprochen. 

Lon don, 1. März. In dem als Comité 
konſtituirten Unterhauſe brachte heute Gladſtone den Ge- 
ſetzentwurf in Betreff der Abſchaffung per iriſchen Staats- 
kirche ein, wobei er erklärte, daß die Angelegenheit that- 
ſächlich ſchon durch das Reſultat der Wahlen und den 
Rücktritt des vorigen Miniſteriums entſchieden ſei. 

Spanien. Nach Berichten aus Madrid pro- 
klamirt der zweite Artikel der Verfaſſung, welche die 
neue Regierung den Kortes vorlegen wird, die monar⸗ 
chiſche Regierungsform. 

Kopenhagen, 1 März. Das Urthell des. 
böchften Gerichtshofes in dem Seitens des Herzogs von 
Glücksburg gegen den Staat angeſtrengten Prozeſſe wurde 
heute publizirt. In demſelben wird der Staat für ver- 
pflichtet erklärt, jährlich an den Herzog von Glücksburg 
17,006 Thlr. und an die vier jüngeren Brüder je 
1066 Thlr. vom 1. Januar c. ab aus den jogenann- 
ten Ploen'ſchen Aequivalentsgeldern zu zahlen. 

Stockholm, 25. Februar. Aus der Pro- 
vinz Schonen wird gemeldet, daß die dortigen Pacht⸗ 
bauern ſeit der Verhaftung des Agitators Tullberg ru- 
higer geworden ſind, ſowie daß manche derſelben in die 
früher zurückgewieſene Pflichtſtellung zu den Gutsherr⸗ 
ſchaften in der Provinz Schonen zurückkehren. 

Waſhington, 28. Februar. Der aus dem 
Repräſentantenhauſe eingegangene Geſetzentwurf des Ge⸗ 
jmeral Schenk hat den Senat paſſirt, welcher denſelben 
dahin amendirte, daß er die Beſtimmung, wonach die 
Einlöſung der Bonds al pari vor ihrem Fälligkeits⸗ 
termin unterſagt wird, aus dem Geſetzentwurf -ent- 
fernte. Derſelbe geht daher an das Repräſentantenhaus 
zurück. 

— Der Kongreß hat geſtern beſchloſſen, das Ge— 
je über das Wahlrecht der Neger den Legislaturen der 
einzelnen Staaten zur Ratifikation zugehen zu laſſen. 


Hommers. 

Stettin, 2. März. Heute Vormittag um 11 
Uhr fand die Eröffnung des 40. Kommunal-Land- 
tages von Altpommern im ſtändiſchen Sitzungs⸗ 
ſaale des Landhauſes durch den Vorſitzenden, Herrn 
General-Landſchaſts-Direktor v. Köller, und demnächſt 
die 1. Plenarſitzung ſtatt. Die Verhandlungen werden 
vorausſichtlich mindeſtens 14 Tage in . nehmen, 
indeſſen find die Berathungsgegenſtäude von keinem all⸗ 
gemeineren Intereſſe, erſtrocken ſich vielmehr durchgängig 
nur auf innere Verwaltungs-Angelegenheiten. Zu er- 
wähnen iſt nur eine Vorlage des Herrn Oberpräſidenten 
wegen Einführung einer neuen Baupolizei-Ordnung 
für die Städte, rep. das platte Land der Negierungs- 
bezrke Stettin und Cöelin, über welche die gutachtliche 
Aeußerung des Landtages erbeten wird. 

— In der heuligen Generalverſammlung des 
„Verſicherungs - Vereins für Küſtenſchiffe der Provinz 
Pommern“, die, in Abweſenheit des Vorſihenden und 
deſſen Stellvertreters, ein Vorſtandsmitglied eröffnete, 
wurde der Geſchäftsbericht für die Zeit vom 1. März 
1868 bis ult. Februar 1869 erſtattet. Nach dem- 
ſelben waren am 1. März 1868 43 Schiffe mit 987 
Laſten ab Lagegeld verſichert; zugekommen ſind 4 Schiffe 
mit 128 Laſten ab Lagegeld; geſtrichen iſt 1 Schiff 
mit 13 Laſten; abgemeldet ſind 5 Schiffe mit 141 
Laſten, verſichert zu 6500 Thlr.; verloren ſind 2 Schiffe 
mit 50 Laſten und 1200 Thlrn. verſichert. Es ver- 
bleiben demnach am 28. Februar 41 Schiffe mit 908 
Laſten, verſichert mit 43,650 Thlin. Die Geſammt⸗ 
Einnahme betrug 5564 Thlr. 6 Sgr. 9. Pf., die 
Ausgabe für Koſten und Schäden 5203 Thlr. 5 Sgr. 
3 Pi. ; es bleibt demnach als Saldo (für den Reſerve⸗ 
ond) 361 Thlr. 1 Sgr. 6 Pf., wovon noch eine 
Kleinigkeit zu bezahlen bleibt. Decharge wurde ertheilt. 
Von den ausſcheidenden Vorſtandsmitgliedern Zobel, 
Danner und Berendt, von denen letztere beiden aus 
dem Verein ausgetreten find, konnte alſo nur Zobel 
wiedergewählt werden; neugewählt ſind Wilde und 
Kundſchaft. Der Vorſitz wurde Hrn. Zobel belaſſen, 
und als ſein Stellvertreter Schiffer Steinhofer gewählt. 
Schließlich wurde der Vorſtand beauftragt, einen Ent- 
wurf zur Statutenänderung vorzubereiten, über welchen 
eine im Spätherbſt zu berufende außerordentliche General- 
verſammlung beſchließen ſoll. 

— Von dem Herrn Sanitäte-Rath Dr. Eckert 
in Falkenburg erhalten wir folgendes Schreiben: 
„In Nr. 99 Ihrer Zeitung leſe ich ein Inſerat aus 
Tempelburg, betreffend das Verfahren tines Arztes aus 
FJallenburg, welcher während der Erkrankung des ver⸗ 
ftorbenen Dr. Juſt in Tempelburg dorthin berufen war. 
Wenngleich ich nicht fürchten darf, daß meine Belann- 
ten mich einer Handlung für fähig halten, welche dem 
Stande, dem ich anzugehören die Ehre habe, und mei- 
ner Geſinnung gleich unwürdig erſcheint, jo muß ich 
Sie dennoch erſuchen, für ſolche, denen ich näher be— 


kannt bin, meine Erklärung, und daß nicht ich, jon« | 


bern der Herr Dr. Hirſchfeld von hier nach 
Tempelburg berufen war, durch Ihre Zeitung zu ver- 
öffentlichen. 1 

— later Grundbeſitzern hatte ſich vielfach die 
Anſicht geltend gemacht, daß in Folge des Bundes- 


gejebes über den Betrieb der ſtehenden Gewerbe ein 


völlig freier Verkehr mit Vieh eingeführt und na- 
mentlich die Zwangs- und Bannrechte der Abdecker da, 
wo ſie beſtehen, gänzlich aufgehoben ſeien. Dem emäß 
ſoll darauf hingewieſen werden, daß jenes Bundesgeſetz 
auf das Abdeckereiweſen keine Anwendung findet, die 


Strafe der andern Angeklagten iſt in letzterer Beziehung beſtehenden Vorſchriſten vielmehr 


noch unverändert in Geltung ſind. 

— Auf der an der Oderthor Rampe liegenden 
Seite des Perſonen-Bahnhofes, an welcher ſich noch ein 
proviſoriſcher Lattenzann befindet, ſoll eine ähnliche 
Mauer, wie ſie bereits an der andern Seite beſteht, 
aufgeführt werden und werden zu dieſem Behufe, um 
die Fundamenttiefe zu ergründen, Bohrverſuche angeftellt. 

— Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt 
geruht, dem Major Goddaus vom Grenadier⸗Regi⸗ 
ment König Friedrich Wilhelm IV. (1. pommerſchen) 
Nr. 2, die Erlaubniß zur Anlegung der Dekoration 
des Ritterkreuzes 1. Klaſſe des Großherzoglich ſäch⸗ 
ſiſchen Ordens vom weißen Falken zu ertheilen. 

— Der in der vor. Nummer gemeldete Brand 
der Spritfabrik des Herrn Mampe in Stargard in 
Pomm. iſt ſo unbedeutend, daß der Betrieb derſelben 
dadurch keine Unterbrechung erleidet. 

— Am Donnerſtag, den 4. März, giebt der 
Muſik-Verein unter Leitung ſeines Dirigenten, des 
Herrn Muſik-Direktor Dr. Lorenz, im Saale des 
Schützenhauſes ſein zweites Konzert. Das reiche, ge⸗ 
wählte Programm, ſowie die Mitwirkung zweier aus⸗ 
wärtiger Künſtlerinnen veranlaßt uns, beſonders auf 
dieſes Konzert aufmerkſam zu machen. Frau Hollän- 
der-Becky aus Berlin iſt uns bereits im vergangenen 
Jahr bei der Aufführung des „Judas Maccabaeus“ 
als ſehr bedeutende Sängerin bekannt geworden, die durch 
ihren weichen, ausdrucksvollen Geſang, der von vorzüg⸗ 
licher Schule zeugt, die Herzen aller Zuhörer ſich ge⸗ 
wann. Der Großherzoglich ſachſen-weimarſchen Kammer- 
Sängerin Fräulein Auguſte Götze aus Dreeden geht 
nach zahlreichen Berichten aus muſikaliſchen Blättern ein 
bedeutender Ruf vorauf. Erſt kürzlich hat Fräulein 
Götze durch ihren glänzenden Geſang und außerordent- 
lichen Vortrag in Berlin, Baſel, Barmen, Leipzig und 
Dresden das Publilum zu den reichſten Beifallsſpenden 
hingeriſſen. — Da endlich der Chor unter andern ein 
Stabat-Mater ſeines Dirigenten, welches nach Inhalt 
und Form als ſehr bedeutend bezeichnet wird, zur Auf⸗ 
führung bringt, jo ſteht dem Publikum in dieſem Kon- 
ert unzweifelhaft ein hoher Genuß bevor. 


Vermiſchtes. 

— Ein hiſtoriſcher Schlitten.) Man 
schreibt der „Preſſe“: Bekanntlich flüchtete Napoleon IE 
im Jahre 1812 beim Rückzuge aus Rußland in einem 
gewöhnlichen Bauernſchlitten bis nach Dresden. Hier 
angekommen, lahm er beim Premier-Miniſter Grafen 
Marcölini-Feretti ſein Abfteigequartier, als deſſen Eigen- 
thum dieſer hiſtoriſch denkwürdige Schlitten verblieb. 
Uebergehend an deſſen Sohn, Grafen Peter Marcolini⸗ 
Feretti, kam dieſes merkwürdige Fahrzeug als derſelbe 
die Erbin der Herrſchaft Geiersberg in Böhmen, Kom- 
teſſe Cavriani, heirathete, nach dieſer Beſitzung und 
verblieb daſelbſt bis zum heutigen Tage, nun Eigenthum 
deren Tochter Thereſe, verehelichten Gräfin Nimptſch. 


2 pri 
Viehmarkte. 

Berlin. Am 1. März er. wurden auf hieſigen 
Viehmarkt an Schlachtvieh zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindrieh 2065 Stück Oygleich umfangreiche 
Ankäufe nach England und den Rheinlanden gemacht 
wurden, ſo iſt das heutige Geſchäft doch nur als ein ſehr 
gedrücktes zu bezeichnen. Die Zufutren waren außer⸗ 
ordentlich ſtark und konnte ſelbſt beſte Qualität nur 16 
auch 17 % pro 100 Pfd. Fleichgewicht erzielen. Beſtände 
wurden nicht geräumt. 

An Schweinen 2953 Stück. Der Handel war nicht 
lebhaft genug, um mehr als mittelmäßige Durchſchnitts⸗ 
preiſe zu erzielen. Selbſt beſte ſeine Kernwaare konnte 
nur 17 % pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht erzielen. Export⸗ 
Geſchäf te waren unbedeutend. 

An Schafen 6942 tück. Die Zutriften waren ſtärker 
und der Handel flauer als vorige Woche, indem weniger 
Export-Geſchäfte ausgeführt wurden. 

Au Kälbern 954 Stück, welche bei flauem Verkehr 
zu gedrückten Preiſen bezahlt wurden. 


| Schiffsberichte. 

Swinemünde, 27. Februar. Angekommene Schiffe: 
Thor, Rüſing von Aarhuus. Helios, Ziesmer von New⸗ 
vo k. Martin, Puſt von Snuderland. Tyr, Thilker von 
von Aarhuus. Sonnabend, Bieback von Sunderland. 
Prospero (SD); Wright von Neweaſtle. Helene (SD), 
Damlos von Kiel. Maria Boye von Kopenhagen. Wil- 
helmine, K öger von Neuſtadt. 


Börſen⸗Werichte. 

Stettin, 2. März. Witterung trübe. Wind SO. 
Temperatur E 1 » R. 

Weizen matt, pr. 2125 Pfd. loco gelber inländ. 
64—68½ %, bunter 62 67 , weißer 66—71 Ne, 
ungar. 55 —57½ , ord. mittel 59—61 %, feinſter 
62 63½ , 83 85 pfd. Frühjahr 67½ „ bez., Br. 
u. Gd, Mai⸗Juni 68 & bez. 

Roggen flau, per 2000 Bio loce 49—50 , Früh⸗ 
jahr 49½, 49, 491, % bez., Mai⸗Juni 49% bez. 
u. Br., Juni⸗Juli 50% t bez. f 
Gerſte wenig verändert, pr. 1750 Pfd. loco ungar. 
Futter 39—41 %, mittlere 42—44½ „feine 45 bis 
47 , Oderbruch 51½ ½ Br. 

Hafer matt, pr. 1300 Pfd. loco ungar. 32"; bis 
33½ %, pomm. 34—34½ 52, 47 — 5Opfd. Frühjahr 
33 9% bez. u. Gd. 2 

Erbſen pr. 2250 Psd. loco Futter- 54½ 56 
Koch⸗ 5758 „, Victoria- 68 ½ 7% 

Rüb öl beh uptet, loco 9%, . Br., März-April 
9% & Br, 
Gd, Septbr. Oktober 10% . bez., Br. u. Gd. 

Spiritus fefter, loco ohne Faß 14, "5, % . 
bez, mit Faß 14% % bez., Frübjahr 14½ 4 bez. 
u. Gd., Mai⸗Juni 157% 9% bez. u. Gd., Juni⸗Juli 15 5 

2 * 152, % Gd, Auguſt⸗September 
16 * d 


— 


Negulirungspreife: Weizen 68, Roggen 49, 
Run 9%, Spirſſus 141% ,. 
| Antwerpen, 1. März. (Schlußbericht.) Petro 
kum ruhig, weiße Type loco 5614, per März 56 ½, per 
September 62. 1 

Paris, 1. März. (Schluß -Courſe.) 30, Rente 71. 
32s. Lombarden 483. 75. 


2, Gd., April⸗Maf 9% Ag bez., Br. n. 


